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Sichtdreieck (§ 9 Abs. 6 BauGB i.V.m. § 37 StrWG)

8. Nachrichtliche Übernahme

Vorh. Knick mit Überhältern zu erhalten (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung (§ 1 Abs. 4, § 16 Abs. 5 BauNVO)

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 Nr.1 des Baugesetzbuches -BauGB-, §§ 1 bis 11 der
Baunutzungsverordnung -BauNVO-)

Allgemeines Wohngebiet
(§ 4 BauNVO)

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
5. Grünflächen

Baugrenze

7. Sonstige Planzeichen

(§ 9 Abs. 7 BauGB)
Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

2. Maß der baulichen Nutzung

GRZ 0,3

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Grundflächenzahl pro Grundstück (§ 19 BauNVO)

Zahl der Vollgeschosse (§ 20 BauNVO)

o Offene Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVO)

WA

4. Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Nur Einzelhäuser und Doppelhäuser zulässig

Ö

    II

Grünfläche

Zweckbestimmung:

Öffentliche Grünfläche           Private Grünfläche

Spielplatz

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

II. Darstellung ohne Normcharakter
In Aussicht genommene Grundstücksgrenze

GR 180 m² Grundfläche (GR) mit max. Flächenangabe pro Grundstück (§ 19 BauNVO)

P

Müllsammelplatz

ED

1 In Aussicht genommene Nummerierung der geplanten Grundstücke

D Kulturdenkmal -gesetzlich geschützt- Hier: St. Johanniskirche zusammen mit dem
umgebenden Kirchhof (außerhalb des Geltungsbereichs)

D

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Zweckbestimmung:

Verkehrsberuhigter Bereich

Rad- und Fußgängerbereich

Öffentliche Parkfläche

Straßenbegrenzungslinie

Maximal zulässige Firsthöhe in m über Oberkante
Erdgeschossfertigfußboden mit Bezugshöhe (BZH)
(§ 18 BauNVO)

max. FH
9,00 m

über OKEGFF
mit Bezugshöhe (BZH)

6. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 a) und b) sowie Abs. 6 BauGB)

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a) BauGB)

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur
und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25a) und b) BauGB)
Zweckbestimmung:

Knickschutzstreifen

Baum, anzupflanzen

  K

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen zu gunsten
der Ver- und Entsorgungsträger, der Gemeinde und der Anlieger des
Grundstücks Nr. 4

Kulturdenkmal -in Aussicht genommen-  Hier: Altes Pastorat an der Ecke Lübecker
Straße / Niedernstraße (außerhalb des Geltungsbereichs)

Kennzeichnung der Richtung des einbahnigen Verkehrs auf der Einbahnstraße

BZH
33.25

Kennzeichnung der Bezugshöhe mit Höhenangabe als
Bezugspunkt für die Firsthöhe

M

Vorschlag für die Textlichen Festsetzungen zum B-Plan Nr. 15 der Gemeinde Krummesse

1. Art der baulichen Nutzung (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO)
I

Allgemeine Wohngebiete (WA) (§ 4 BauNVO):
I

1.1 Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete (WA 1, WA 2 und WA 3) sind die gem. § 4 Abs. 2 Nr. 2 
BauNVO allgemein zulässigen Läden, Schank- und Speisewirtschaften gem. § 1 Abs. 5 BauNVO nicht 
zulässig.

I

1.2 Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete (WA 1, WA 2 und WA 3) sind die gem. § 4 Abs. 3 BauNVO 
ausnahmsweise zulässigen Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende 
Gewerbebetriebe, Gartenbaubetriebe und Tankstellen gem. § 1 Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil des 
Bebauungsplans.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16, 18, 19 BauNVO)
I

2.1 Grundflächenzahl (§ 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO)
Die zulässige Grundfläche darf in den Allgemeinen Wohngebieten durch die Grundflächen der in § 19 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BauNVO bezeichneten Anlagen (Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten) um 
bis zu 50% überschritten werden.

2.2 Terrassen und Balkone sind innerhalb des WA 3 bis zu einer Tiefe von 2,00 m auch außerhalb 
festgesetzter Baugrenzen zulässig.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
I

„offene Bauweise" gem. § 22 BauNVO:
Die Bauweise ist in den Allgemeinen Wohngebieten ist als offene Bauweise festgesetzt.
Es sind Gebäude mit einer Länge von bis zu 50 m zulässig.

4. Stellplätze, Garagen und Carports (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 Abs. 6, § 14 Abs. 1 BauNVO)
I

Innerhalb des WA 3 sind auf dem jeweiligen Baugrundstück je Wohneinheit mind. 25 m² für Stellplätze
und/oder Carports/Garagen nachzuweisen.

5. Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)
I

Innerhalb des nach § 4 BauNVO festgesetzten WA 3 wird die höchstzulässige Zahl der Wohneinheiten
(WE) auf 2 WE pro Einzelhaus festgesetzt.

6. Flächen die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)
I

Sichtdreiecke (§ 9 Abs. 6 BauGB i.V.m. § 37 StrWG)
Innerhalb der gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB zeichnerisch festgesetzten, von der Bebauung freizu- 
haltenden Flächen (Sichtdreieck) ist die Errichtung baulicher Anlagen unzulässig. Einfriedungen,
Anpflanzungen und Aufschüttungen sind bis zu einer Höhe von 0,70 m über der Höhe der Fahrbahn des
zugehörigen Straßenabschnittes zulässig.

7. Flächen für die Abwasserbeseitigung auf Baugrundstücken (§ 9 (1) Nr. 14 BauGB)
I

Das Wasser von den versiegelten Hofflächen ist in den Gärten zu versickern, wobei ein Notüberlauf für
Starkregenereignisse zulässig ist. Zur Erklärung: Bei Starkregenereignissen sammelt sich das
Regenwasser dann in den Gärten und sollte es zur Versickerung zu viel sein, wäre es dann ausreichend
zeitlich verzögert, so dass der Regen von den Straßen schon abgeflossen ist, wenn das Wasser aus
dem Notüberlauf dazu kommt.

8. Abgrabungen und Aufschüttungen auf Privatgrundstücken (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)
I

Geländeaufschüttungen und -abgrabungen außerhalb der Gebäudeflächen sind nur innerhalb einer
Grundfläche mit mind. 5,00 m Abstand zum öffentlichen Bereich und mind. 3,00 m Abstand zu den
anderen Grundstücksgrenzen zulässig. Die Abgrabung bzw. Aufschüttung darf nicht mehr als +/- 0,80 m
bezogen auf die Geländeoberfläche betragen.

9. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 a) und b)
sowie Abs. 6 BauGB)

I

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9
Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
I

Ausgleich
9.1 Für den Eingriff in die Schutzgüter Boden und Fläche, welcher mit Versiegelungen einhergeht, werden 

gemäß Baurechtserlass (2013) Flächen aus der landwirtschaftlichen Nutzung genommen und zu einem 
naturnahen Biotop entwickelt. Der Ausgleich findet im Verhältnis von 1:0,5 statt.

I

9.2 Für die Kompensation des Knickdurchbruchs am südöstlichen Rand des Plangebiets wird ein neuer 
Knick angelegt bzw. ein bestehender Knick erweitert. Der Knick soll als zweireihige freiwachsende 
Hecke aus vier heimischen, standortgerechten Gehölzen je laufenden Meter je Reihe bestehen und 
dauerhaft erhalten werden. Es sind Bäume und Sträucher in Anlehnung an das Merkblatt „Bunter Knick“ 
SH  zu verwenden (Artenliste für außerhalb des Geltungsbereichs zu erbringenden Ausgleich: siehe 
Begründung Kap. 5).

I

9.3 Die Maßnahmenflächen mit der Zweckbestimmung Knickschutzstreifen (K) sind in einer Breite von 3,00 
m von jeglicher baulichen Nutzung und Versiegelung sowie im Bereich der Grundstücksflächen von 
intensiver gärtnerischer Nutzung freizuhalten.

I

9.4 Die öffentlichen und privaten Stellplatzflächen im gesamten Plangebiet, die Flächen auf denen die 
Mülleinhausungen errichtet werden, die fußläufigen Wegeverbindungen sowie die Fläche mit Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechten sind in offenporiger Bauweise herzustellen.

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a)
BauGB)
9.5 Die in der Planzeichnung festgesetzte Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 

Bepflanzungen am östlichen Rand des Geltungsbereichs ist mit standortgerechten, heimischen 
Gehölzen gemäß folgender Artenliste zu bepflanzen. Ausgefallene Gehölze sind zu ersetzen.

Artenliste:

9.6 Pro geplantem Baugrundstück ist mind. ein standortgerechter, heimischer Laub- oder Obstbaum als 
Hochstamm zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Ausgefallene Bäume sind zu ersetzen.

I

9.7 Zur Kompensation des Verlustes von zwei Einzelbäumen sind im öffentlichen Straßenraum bzw. auf 
öffentlichen Grünflächen sechs (es werden insgesamt 10 Bäume als zu pflanzen vorgesehen) 
heimische und standortgerechte Ersatzbäume einer Art als Hochstamm mit einem 
Mindeststammumfang von 12/14 cm zu pflanzen. Es sind Bäume aus der nachfolgenden Liste zu 
verwenden

Artenliste: Feldahorn (Acer campestre), Vogelkirsche (Prunus avium),  Hainbuche (Carpinus betulus),   
Schwedische Mehlbeere (Sorbus intermedia), Eberesche (Sorbus aucuparia)

I

9.8 Die Pflanzung von Rosa rugosa (Kamtschatka-Rose) ist im gesamten Plangebiet unzulässig.

Erhaltung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b) BauGB)
9.9 Der in der Planzeichnung festgesetzte vorhandene Knick ist gem. § 9 Abs.1 Nr. 25b BauGB auf Dauer 

zu pflegen, zu erhalten und durch Knickschutzstreifen zu schützen sowie bei Abgang durch 
Neuanpflanzungen zu ersetzen.

Naturschutzdienliche Hinweise:
Gehölzbeseitigungen sind aus artenschutzrechtlichen Gründen außerhalb des Zeitraums 01. März bis 01. 
Oktober durchzuführen. Desweiteren sind die naturschutzrechtlichen Schonzeiten vom 01. März bis zum 01. 
Oktober bei Gehölzrodungen/Schnitt einzuhalten.

10. Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 4 BauGB)

I

Schutz vor Verkehrslärm
I

10.1 Zum Schutz der Aufenthaltsräume gegen Verkehrslärmimmissionen sind die Außenbauteile im Baufeld 
WA1 entsprechend den Anforderungen der in der Planzeichnung dargestellten Lärmpegelbereiche 
gemäß DIN 4109:2016-07 „Schallschutz im Hochbau“ auszubilden.

10.2 Zum Schlafen genutzte Räume (Schlafzimmer, Kinderzimmer) sind mit schallgedämmten 
Lüftungseinrichtungen auszustatten, soweit der notwendige hygienische Luftwechsel nicht auf andere 
geeignete, dem Stand der Technik entsprechende Weise sichergestellt wird. Davon ausgenommen sind 
die rückwärtigen Gebäudeseiten.

Hinweise:
I

Denkmalschutzrechtliche Hinweise:
Gemäß § 12 (1) Satz 3 DSchG SH sind Maßnahmen in der Umgebung von denkmalgeschützten Bauten, die 
zur Folge haben den Eindruck derer wesentlich zu beeinträchtigen (Umgebungsschutz), 
genehmigungspflichtig und bei der zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen sind.
I

Fernwärmenetz:
Es wird empfohlen, die Grundstücke an das Wärmenetz der Gemeinde Krummesse anzuschließen.

Örtliche Bauvorschriften gem. § 84 LBO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB
I

Dachformen und -neigungen der Hauptgebäude
I

Bei den Hauptgebäuden sind Satteldächer mit Neigungen von 20° bis 25° zulässig. Für die Anlegung von 
Gründächern darf von dieser Mindestdachneigung abgewichen werden. Im WA 1 sind Flachdächer unzulässig.
I

Dacheindeckungen der Hauptgebäude
I

Es sind nur mattglasierte Materialien zulässig. Die Verwendung von hochglänzenden Dacheindeckungs- 
materialien ist mit Ausnahme von Solaranlagen unzulässig.
Solar- und Photovoltaikanlagen sind zulässig, wenn sie in die Dach- und/oder Wandflächen eines Gebäudes,
Wintergartens oder Terrassendaches integriert sind bzw. parallel zu ihnen befestigt werden. Aufgeständerte 
oder überkragende Anlagen sind unzulässig.  Gründächer sind zulässig.
I

Einfriedungen
I

Als Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen sind Hecken, Maschendraht-, Metall- und Holzzäune sowie 
Pfeiler zur Gliederung der Einfriedung - auch in Kombination - bis zu einer Höhe von 1,30 m zulässig. 
Blickdichte Einfriedungen wie Feldsteine und Mauern sind nur bis zu einer Höhe von 0,70 m zulässig. Im 
Zufahrts- und Eingangsbereich dürfen Mauerpfeiler- nur in der Gestaltung der Gebäudefassade – eine 
maximale Höhe von 1,50 m aufweisen. Für Einfriedungen unter Verwendung von Hecken sind grundsätzlich 
Laubgehölze (keine Nadelgehölze) zu verwenden.
I

Nebenanlagen, Garagen Carports
I

Nebenanlagen und Garagen mit einer Grundfläche von mehr als 24 m² sind in ihrer Ausführung Gestaltung 
und Farbe den Hauptgebäuden anzupassen. Geringere Dachneigungen und Flachdächer sind zulässig 
Überdachte Stellplätze können auch in Holzbauweise erstellt werden.

1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses für den Bebauungsplan Nr. 15 der Gemeindevertretung vom
25.04.2019.
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses für den Bebauungsplan Nr. 15 erfolgte durch 
Aushang an den Bekanntmachungstafeln am xx.xx.xxxx.

2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit für den Bebauungsplan Nr. 15 nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB
wurde am xx.xx.xxxx durchgeführt.

3. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, wurden
gem. § 4 Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB am xx.xx.xxxx unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme 
aufgefordert.

4. Die Gemeindevertretung hat am xx.xx.xxxx den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 15 und die Begründung
beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

5. Der Entwurf des Bebauungplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die
Begründung haben in der Zeit vom xx.xx.xxxx bis xx.xx.xxxx während folgender Zeiten:

Montags, Dienstags sowie Donnerstags von 08:00 – 12:00 Uhr
Mittwochs von 7:00 - 12:00 Uhr
Montags und Dienstags von 14:00 - 16:00 Uhr
Donnerstags von 15:00 – 18:30 Uhr

nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass 
Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von allen Interessierten schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben 
werden können, in der Zeit vom xx.xx.xxxx bis xx.xx.xxxx durch Aushang ortsüblich bekannt gemacht. Der Inhalt 
der Bekanntmachung der Auslegung der Planentwürfe und die nach § 3 Absatz 2 BauGB auszulegenden 
Unterlagen wurden unter „www ....................... de" ins lnternet eingestellt.

6. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, wurden
gem. § 4 Abs. 2 BauGB am xx.xx.xxxx zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

…………………………………………….…………………………………………………
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Amt/Gemeinde (Unterschrift)

7. Es wird bescheinigt, dass alle im Liegenschaftskataster nachgewiesenen Flurstücksgrenzen und
-bezeichnungen sowie Gebäude in den Planunterlagen enthalten und maßstabsgerecht dargestellt sind.

…………………………………………….…………………………………………………
(Ort, Datum, Siegelabdruck) (Unterschrift)
Landesamt für Vermessung und Geoinformation Schleswig-Holstein (LVermGeo SH)

8. Die Gemeindevertretung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange am xx.xx.xxxx geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

9. Die Gemeindevertretung hat den Bebauungsplan Nr. 15, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem
Text (Teil B) am xx.xx.xxxx als Satzung beschlossen und die Begründung durch Beschluss gebilligt.

…………………………………………….…………………………………………………
(Ort, Datum, Siegelabdruck) (Fiebelkorn)

-Bürgermeister-

10. Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit
ausgefertigt und ist bekannt zu machen.

…………………………………………….…………………………………………………
(Ort, Datum, Siegelabdruck) (Fiebelkorn)

-Bürgermeister-

11. Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 15 durch die Gemeindevertretung sowie Internetadresse der
Gemeinde und Stelle, bei der der Plan mit Begründung und zusammenfassender Erklärung auf Dauer während 
der Sprechstunden von allen Interessierten, eingesehen werden kann und die über den Inhalt Auskunft erteilt, sind 
am ....................... (vom .......................  bis ....................... durch Aushang) ortsüblich bekannt gemacht worden. In 
der Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit, eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von 
Mängeln der Abwägung einschließlich der sich ergebenden Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) sowie auf die 
Möglichkeit, Entschädigungsansprüchen geltend zu machen und das Erlöschen dieser Ansprüche (§ 44 BauGB) 
hingewiesen worden. Auf die Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 GO wurde ebenfalls hingewiesen. Die Satzung ist 
mithin am .......................  in Kraft getreten.

…………………………………………….…………………………………………………
(Ort, Datum, Siegelabdruck) (Fiebelkorn)

-Bürgermeister-

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) sowie nach § 84 der Landesbauordnung des Landes 
Schleswig-Holstein (LBO) wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom ..................... folgende 
Satzung über den Bebauungsplan Nr. 15 der Gemeinde Krummesse, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) 
und dem Text (Teil B) erlassen:
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Gesetzliche Grundlagen:

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) geändert worden ist
• Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. I S. 3786)
• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 I. S. 58) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBI. I. S. 1057).
• Landesbauordnung Schl.-H. (LBO) (§ 84) in der Fassung der Bekanntmachung des Gesetzes vom 22. Januar 2009 (GVOBI, Schl.-H. S.6), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29.11.2018 (GVOBI. Schl.-H. S. 770)

Satzung
über den

Bebauungsplan Nr. 15
-Gebiet: Östlich der Lübecker Straße, nördlich der Bebauungen

"Grüner Weg" und "Carlower Weg" (B-Plan Nr. 8), südöstlich
angrenzend an den Sportplatz am Beidendorfer Weg und südlich der

Bebauung "Stecknitzweg" (B-Plan Nr. 12)-

der
Gemeinde Krummesse

Kreis Herzogtum Lauenburg

Übersichtskarte - unmaßstäblich

I) Festsetzungen
Planzeichen Erläuterungen, Rechtsgrundlagen
Es gilt die Planzeichenverordnung 1990 – PlanzV 90




